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Allgemeine Anmerkungen: 

Der o.g. Beschluss formuliert zur Generalfrage 
 

„Wie ist die Begrenzung des anzulegenden Wertes für bestehende Biomasseanlagen 
nach §39g Abs. 6 EEG 2023 bzw. §39g Abs. 6 EEG 2021 und §39f Abs. 6 EEG 2027 zu 
berechnen?“ 

 
4 Unterfragen, die wir aufgrund des Sinneszusammenhangs direkt beantworten und zur 
Generalfrage damit keine eigenen Antwort geben.  
 
Die Generalfrage selbst verweist auf 3 Fassungen des §39g bzw. §39f (ältere EEG-Fassung), 
die wir zur internen Dokumentation im Anhang inkl. der unmittelbaren zugehörigen 
Begründungen als Synopse beifügen. 
 
Im Weiteren gilt, dass in Gesetzeszitaten jegliche evtl. Hervorhebung durch uns erfolgte und 
nicht im Original zu finden ist. 
Es gilt auch im Weiteren der Hinweis aus Fußnote 4 des Verfahrensbeschlusses, dass im Text 
(außer es wird ausdrücklich anders verwiesen) mit „§39g Abs. 6 EEG 2023“ auch die 
Vorgängervorschriften gemeint sind. 
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Zur Unterfrage 1 

Wie wird bei bestehenden Biomasseanlagen, die in den drei dem Gebotstermin 
vorangegangenen Kalenderjahren für den in der jeweiligen Anlage erzeugten Strom die 
Marktprämie oder die Einspeisevergütung erhalten haben, der Durchschnittswert des 
anzulegenden Wertes nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 berechnet? 

Nach unserem Verständnis gilt der Grundsatz: 

Anzulegender Wert nach  
§39g Abs. 6 EEG 2023 

= 

Erhaltene Zahlungen aus Marktprämie und Einspeise-
vergütungen (inkl. Boni) gem. endgültiger Jahresend-
abrechnung in ct 

Die obigen Abrechnungen zugrundeliegenden 
Strommengen in kWh 
 

 

Zur Unterfrage 2 

Sind bei der Berechnung der jährlichen Durchschnittswerte nach §39g Abs. 6 EEG 2023 für 
bestehende Biomasseanlagen, die in den drei dem Gebotstermin vorangegangenen 
Kalenderjahren vom Netzbetreiber gezahlten Flexibilitätsprämien, Boni oder/ und 
Entschädigungen für Nichteinspeisung, wie Entschädigungszahlungen für Redispatch gemäß 
§§13 ff. EnWG bzw. §§14, 15 EEG  miteinzubeziehen? 

 

Nach unserem Verständnis war es stets die Absicht des Gesetzgebers, die der Hauptfrage 
unterliegende Regelung auf die Zahlungen zu beziehen, die in der Sphäre des EEG selbst bzw. 
der aufgrund des EEG erlassenen Verordnungen begründet sind. Damit sind Zahlungen aufgrund 
anderer Vorschriften nicht einzubeziehen. 

Eindeutig ergibt sich das aus den ab dem 01.01.2021 geltenden Fassungen des EEG, in denen 
Satz 2 des §39g Abs. 6 auf „Zahlungen, die aufgrund des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder 
einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung geleistet wurden“ verweist. 

Diese Eindeutigkeit war im Wortlaut des §39f EEG in der bis zum 31.12.2020 geltenden Fassung 
nicht gegeben, dort wurde nur auf die „Zahlungen“ verwiesen, womit auch Zahlungen aus 
anderen gesetzlichen Grundlagen oder sogar aus freiwilligen oder zivilrechtlichen Grundlage 
hätten verstanden werden können. 

Jedoch hält dieses evtl. mögliche letztere Verständnis unserer Meinung nach nicht stand, auch 
dann nicht, wenn man unterstellt, dass die überwiegende Mehrheit der die Gesetze anwendenden 
Betreiberinnen und Betreiber z.B. die Begründungen in den Drucksachen des Deutschen 
Bundestages mangels Veröffentlichung in den Verbandsrundbriefen nicht kennt. 
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a) Denn bereits aus dem Kontext in §3 Nr. 3 („Begriffsbestimmung anzulegender Wert“) 
und §19 („Zahlungsanspruch“) lässt sich schließen, dass mit dem Begriff „Zahlungen“ in 
§39f des EEG in der bis zum 31.12.2020 geltenden Fassung auch nur die Zahlungen 
gemeint sein können, die sich aus dem EEG selbst in den auf dem EEG basierenden 
Verordnungen heraus ergeben. 

b) Bereits die Begründung des Gesetzgebers zu dieser Fassung (siehe unsere 
anhängende Synopse) lässt eindeutig darauf schließen, dass der Gesetzgeber 
Zahlungen, die nicht in der „EEG-Jahresendabrechnung“ enthalten sind, nicht gemeint 
hat. 

c) In der Begründung zur ab 01.01.2021 geltenden Fassung wird die Ergänzung im 
Wortlaut des Paragrafen dann auch – aus unserer Sicht zutreffend – kurz und knapp als 
„rein redaktioneller Art“ und klarstellend bezeichnet. 

 

Daraus ergibt sich dann aber nach unserer Lesart auch, dass alle Zahlungen, die aufgrund der 
Bestimmungen des EEG und der auf ihm basierenden Verordnungen einzubeziehen sind. Damit 
sind sowohl Zahlungen wie Flexprämie, Boni aus älteren EEG und auch 
Entschädigungszahlungen aufgrund der Anlagenabregelungen nach §§14,15 in der bis zum 
30.09.2021 geltenden Fassung einzubeziehen. 

Nicht einzubeziehen sind Zahlungen, die auf anderer Grundlage als dem für die Anlage 
anzuwendenden EEG geleistet worden sind. 

Zur Unterfrage 3 

Welcher Zeitraum ist für bestehende Biomasseanlagen bei der Begrenzung des anzulegenden 
Wertes nach §39g Abs. 6 EEG 2023 zugrunde zu legen, wenn die jeweilige Anlage in den drei 
dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren (zeitweise) keinen Strom erzeugt hat oder 
(zeitweise) nicht in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist hat? 

 

Hier besteht nach unserem Verständnis eine Regelungslücke. Der Wortlaut des Gesetzes 
unterstellt, dass „bestehende Biomassenanlagen“ auch bis zur Abgabe des Gebots mehr oder 
weniger kontinuierlich in Betreib waren. Betriebsunterbrechungen aufgrund besonderer 
Umstände wie zum Beispiel Probleme der Substratbeschaffung oder ohne Anschlussförderung 
unwirtschaftliche Instandsetzungsinvestitionen sind durch die Regel im Wortlaut ausgeblendet.  

Da die „harte“ Anwendung der Durchschnittsbildung per Division durch 3 die Anlagen 
benachteiligen würde, die Probleme der oben beschriebenen Art hatten, würde dem Sinn der 
Regelung, nämlich regelbare erneuerbare Stromerzeugung durch Weiterbetrieb von 
Bestandsanlagen anzureizen, zuwidergehandelt. 

Aus der Regelung ergibt sich allerdings nach unserem Verständnis auch keine Möglichkeit, dass 
Strommengen, die „fiktiv erzeugbar“ gewesen wären oder ähnliches zu den ersatzweisen 
Anwendungen kommen könnten. Ohne gesetzgeberische Schließung dieser Regelungslücke 
bleibt nur die Anwendung, dass die Strommengen und deren Vergütungen aus den 3 dem 
Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren heranzuziehen sind, egal was mit der Anlage 
und deren Betrieb in den 3 Jahren war. 
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Zur Unterfrage 4 

Erfasst §39g Abs. 6 EEG 2023 bestehende Biomasseanlagen, bei denen in den drei dem 
Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren der in der jeweiligen Anlage erzeugte Strom 
gemäß §21a EEG 2023 (zeitweise) ohne Inanspruchnahme der Zahlung nach §19 Abs.1 EEG 
direkt vermarktet wurde? Falls ja, wie ist die Begrenzung des anzulegenden Wertes nach §39g 
Abs. 6 EEG 2023 in diesem Fall zu berechnen? 

 

Auch hier würde die enge Auslegung des Wortlauts wie vorstehend zu Unterfrage 3 skizziert dem 
Ziel, erneuerbare regelbare Stromerzeugung zu fördern, widersprechen. Im Gegensatz zur 
Antwort auf Unterfrage 3 sehen wir hier jedoch die Möglichkeit einer gesetzkonformen 
Ersatzberechnung, ohne dass die betreffende Anlage sich einen unzulässigen Vorteil verschaffen 
könnte: 

Die tatsächlich erzeugten Strommengen werden danach bewertet, in welchem Umfang sie von 
der EEG-Vergütung hätten profitieren können, wenn der Betreiber nicht die allein freie 
Vermarktung gewählt hätte. 

Ersatzweise wird dann so „fiktiv“ abgerechnet, als wäre ausschließlich nach EEG ohne die 
Regelung nach §21a vergütet worden und die Ergebnisse werden dann zur Grundlage der 
Bewertung genommen.  

Es findet damit eine nach unserer Meinung hinreichend gerechte Gleichbewertung mit anderen 
Bietern statt, ohne dass ein unzulässiger Vorteil entsteht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Bundesverband Kraft-Wärme-Kopplung e.V. (B.KWK) 
Robert-Koch-Platz 4 
10115 Berlin 
Tel.: +49 30 2701 9281-0  |  info@bkwk.de 
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Anhang 1: Synopse zu den 3 Gesetzesfassungen nach Hinweisverfahrensbeschluss der 
Clearingstelle vom 04.03.2025: 

 
 

 
 
 

EEG 2017 §39f 
Geltend vor dem 01.01.2021 

EEG §39g  
ab 01.01.2021 bis 24.02.2025 

EEG 2023 
Gilt ab 25.02.2025 

„Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
zur Vereinheitlichung des Energiespar-
rechts für Gebäude und zur Änderung 
weiterer Gesetze vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728) sowie Artikel 6 des 
Gesetzes zur Reduzierung und 
Beendigung der Kohleverstromung 
und zur Änderung weiterer Gesetze 
(Kohleausstiegsgesetz) vom 8. August 
2020 (BGBl. I S. 1818), rückwirkend 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes und weiterer 
energierechtlicher Vorschriften v. 
21.12.2020 (BGBl. I S. 3138).“ 

„Gesetz für den Ausbau erneuerbarer 
Energien (Erneuerbare-Energien-
Gesetz – EEG) in der v. 24.12.2022 an 
geltenden Fassung, verkündet als 
Gesetz zur grundlegenden Reform des 
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und 
zur Änderung weiterer Bestimmungen 
des Energiewirtschaftsrechts v. 
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
zur Einführung einer Strompreis-
bremse und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Bestimmungen vom 
20.12.2022 (BGBl. I S. 2512).“ 

„Gesetz für den Ausbau erneuerbarer 
Energien (Erneuerbare-Energien-
Gesetz – EEG) in der v. 25.02.2025 an 
geltenden Fassung, verkündet als 
Gesetz zur grundlegenden Reform des 
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und 
zur Änderung weiterer Bestimmungen 
des Energiewirtschaftsrechts v. 
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes zur Flexibilisierung 
von Biogasanlagen und Sicherung der 
Anschlussförderung vom 
21.02.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 52).“ 

 
(6)1Wenn eine bestehende 
Biomasseanlage einen Zuschlag 
erhält, ist ihr anzulegender Wert 
unabhängig von ihrem Zuschlagswert 
der Höhe nach begrenzt auf die 
durchschnittliche Höhe des 
anzulegenden Werts für den in der 
jeweiligen Anlage erzeugten Strom in 
Cent pro Kilowattstunde nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz in der 
für die Anlage bisher maßgeblichen 
Fassung, wobei der Durchschnitt der 
drei dem Gebotstermin 
vorangegangenen Kalenderjahre 
maßgeblich ist. 
2Für die Ermittlung des Durchschnitts 
sind für jedes der drei Jahre der 
Quotient aus allen für die Anlage 
geleisteten Zahlungen  
 
 
 
          und der im jeweiligen Jahr 
insgesamt vergüteten Strommenge 
zugrunde zu legen, sodann ist die 
Summe der nach dem vorstehenden 
Halbsatz ermittelten anzulegenden 
Werte durch drei zu teilen. 
 

 
(6) 1Wenn eine bestehende 
Biomasseanlage einen Zuschlag 
erhält, ist ihr anzulegender Wert 
unabhängig von ihrem Zuschlagswert 
der Höhe nach begrenzt auf die 
durchschnittliche Höhe des 
anzulegenden Werts für den in der 
jeweiligen Anlage erzeugten Strom in 
Cent pro Kilowattstunde nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz in der 
für die Anlage bisher maßgeblichen 
Fassung, wobei der Durchschnitt der 
drei dem Gebotstermin 
vorangegangenen Kalenderjahre 
maßgeblich ist.  
2Für die Ermittlung des Durchschnitts 
sind für jedes der drei Jahre der 
Quotient aus allen für die Anlage 
geleisteten Zahlungen, die aufgrund 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
oder einer aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung geleistet 
wurden, und der im jeweiligen Jahr 
insgesamt vergüteten Strommenge 
zugrunde zu legen, sodann ist die 
Summe der nach dem vorstehenden 
Halbsatz ermittelten anzulegenden 
Werte durch drei zu teilen. 

 
(6) 1Wenn eine bestehende 
Biomasseanlage einen Zuschlag 
erhält, ist ihr anzulegender Wert 
unabhängig von ihrem Zuschlagswert 
der Höhe nach begrenzt auf die 
durchschnittliche Höhe des 
anzulegenden Werts für den in der 
jeweiligen Anlage erzeugten Strom in 
Cent pro Kilowattstunde nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz in der 
für die Anlage bisher maßgeblichen 
Fassung, wobei der Durchschnitt der 
drei dem Gebotstermin 
vorangegangenen Kalenderjahre 
maßgeblich ist.  
2Für die Ermittlung des Durchschnitts 
sind für jedes der drei Jahre der 
Quotient aus allen für die Anlage 
geleisteten Zahlungen, die aufgrund 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
oder einer aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung geleistet 
wurden, und der im jeweiligen Jahr 
insgesamt vergüteten Strommenge 
zugrunde zu legen, sodann ist die 
Summe der nach dem vorstehenden 
Halbsatz ermittelten anzulegenden 
Werte durch drei zu teilen. 

Begründung in  

Drs. 48/8860 Seite 225 (Auszug) 
vorletzter und letzter Absatz: 

 

„Unabhängig vom Höchstwert nach § 
39b EEG 2016, bei dessen Über-
schreiten ein Gebot nach § 33 Absatz 1 
Satz 1 Nummer EEG 2016 aus-

Begründung in  

Drs. 19/23482 Seite 119 (vollständig): 

 

 

Kein Text hierzu in den Begründungen 
enthalten. 
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geschlossen wird, begrenzt Absatz 6 
zusätzlich den anzulegenden Wert für 
bestehende Biomasseanlagen, die 
einen Zuschlag erhalten haben. Die 
Ausschreibungen für bestehende 
Anlagen bieten diesen Anlagen eine 
Perspektive noch über den zwanzig-
jährigen Zeitraum hinaus, für den nach 
bisherigem Recht ein Anspruch auf 
Zahlung besteht. Im Gegenzug darf 
aber die Vergütung nicht über das 
bisherige Vergütungsniveau der Anlage 
steigen, da dies dem Grund-satz der 
Kosteneffizienz entgegen-stünde. Im 
Gegenteil wird erwartet, 

dass eine Verlängerung des zwanzig-
jährigen Vergütungszeitraums für 
Bestandsanlagen mit einer Senkung 
von deren durchschnittlicher 
Vergütung, auch schon vor Ablauf der 
20 Jahre, einhergeht. 

 

Nach Satz 2 Halbsatz 1 sind für die 
Ermittlung des Durchschnitts für jedes 
der drei Jahre der Quotient aus allen 

für die Anlage geleisteten Zahlungen 
und der im jeweiligen Jahr insgesamt 
vergüteten Strommenge zugrunde zu 

legen. Um den Aufwand gering zu 
halten, empfiehlt es sich für den 
Netzbetreiber, dabei auf die 
betreffenden EEG-Jahresend-
abrechnungen abzustellen. Da bei der 
Ausschreibung auf die gesamte 
Stromerzeugung ein einheitlicher 
anzulegender Wert zu bieten ist, ist bei 
Bestandsanlagen, die ab einer 
bestimmten Bemessungsleistung 

für die unterschiedlichen 
Bemessungsleistungsstufen 
unterschiedlich hohe anzulegende 
Werte haben, für die Bestimmung des 
Höchstwerts der durchschnittliche 
anzulegende Wert über die gesamte 
Bemessungsleistung der jeweiligen 
Vorjahre zu ermitteln. Bei der Ermittlung 
des bisherigen anzulegenden Wertes 
sind alle Zahlungen nach § 19 EEG 
2016 (einschließlich etwaiger Boni) und 
nach § 50 EEG 2016 (insbesondere die 
Flexibilitätsprämie nach § 50b EEG 
2016) zu berücksichtigen. Bei Anlagen, 
die die feste Einspeisevergütung in 
Anspruch genommen haben, ist bei der 
Ermittlung des anzulegenden Wertes § 
53 EEG 2016 zu berücksichtigen. Dies 
gilt allerdings nicht für Anlagen, für die 
ein Vergütungssatz vor Einführung der 
verpflichtenden Direktvermarktung 

„Die Änderung in § 39g Absatz 6 EEG 
2021 ist rein redaktioneller Art. Sie stellt 
klar, dass nur Zahlungen nach 

dem EEG in die Berechnung 
einfließen.“ 
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durch das EEG 2014 gilt. Denn bei 
diesen war die seit dem EEG 2014 im 
anzulegenden Wert direkt eingepreiste 

sog. Managementprämie noch nicht im 
Vergütungssatz enthalten. 

Nach Satz 2 Halbsatz 2 ist die Summe 
der nach Satz 2 Halbsatz 1 ermittelten 
anzulegenden Werte durch drei zu 

teilen. Somit wird jeder der drei 
durchschnittlichen anzulegenden Werte 
aus den Vorjahren gleich gewichtet.“ 

 
 

 
 
 

 
 
 

 


